


	Europäisches Parlament
2014-2019
	



<Commission>{BUDG}Haushaltsausschuss</Commission>

<RefProc>2016/0225</RefProc><RefTypeProc>(COD)</RefTypeProc>
<Date>{03/03/2017}3.3.2017</Date>
<TitreType>ENTWURF EINER STELLUNGNAHME</TitreType>
<CommissionResp>des Haushaltsausschusses</CommissionResp>
<CommissionInt>für den Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres</CommissionInt>
<Titre>zu dem Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Schaffung eines Neuansiedlungsrahmens der Union und zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 516/2014 des Europäischen Parlaments und des Rates</Titre>
<DocRef>(COM(2016)0468 – C8-0325/2016 – 2016/0225(COD))</DocRef>
Verfasser der Stellungnahme: <Depute>Gérard Deprez</Depute>


PA_Legapp

KURZE BEGRÜNDUNG
Der Berichterstatter ist der Ansicht, dass die EU dringend eine integrierte und nachhaltige Migrationspolitik benötigt, die auf Solidarität und einer fairen Lastenteilung unter allen Mitgliedstaaten beruht. Seiner Auffassung nach könnte die Schaffung legaler Möglichkeiten, in Europa Schutz zu suchen, tragische Todesfälle im Mittelmeer verhindern und dem Geschäftsmodell von Schleusern die Grundlage entziehen.
[bookmark: _GoBack]Der Berichterstatter unterstützt die Verknüpfung der vorgeschlagenen Neufassung der „Dublin-Verordnung“[footnoteRef:1] mit diesem Vorschlag, damit die Zahl neu angesiedelter Personen für die Zwecke der Berechnung des Korrekturmechanismus für die Zuweisung zu der Zahl der Anträge auf internationalen Schutz hinzugerechnet wird. Außerdem spricht er sich dafür aus, eine Verknüpfung mit der Neufassung der Eurodac-Verordnung[footnoteRef:2] zu schaffen, damit Daten zu neu angesiedelten Personen im Eurodac-System gespeichert werden. [1:  COM(2016)0270.]  [2:  COM(2016)0272.] 

Mit Blick auf die Auswirkungen auf den Haushalt ist festzustellen, dass in dem Vorschlag zwar keine konkrete Quote neu anzusiedelnder Personen genannt wird, der Berichterstatter aber hofft, dass diese Neuansiedlungspläne ambitioniert sind und dass die für ihre Umsetzung erforderlichen Mittel bereitgestellt werden.
Der Berichterstatter begrüßt den Vorschlag, für jede neu angesiedelte Person 10 000 EUR aus dem Unionshaushalt – den Finanzmitteln des AMIF – an die Mitgliedstaaten zu übertragen, sofern diese Neuansiedlung auf der Grundlage der jährlich vom Rat angenommenen Neuansiedlungspläne erfolgt. Er versteht, dass die Kofinanzierung einer Neuansiedlung, die im Rahmen von nationalen Neuansiedlungsprogrammen erfolgt ist, aus dem EU-Haushalt eingestellt wird, da somit für die erforderliche Finanzierung dieser europäischen Neuansiedlungsprogramme gesorgt ist.
Schlussendlich möchte der Berichterstatter hervorheben, dass beide Teile der Haushaltsbehörde umfassend über die finanziellen Auswirkungen des nachfolgenden jährlichen Neuansiedlungsplans informiert sein müssen, wenn der Vorschlag für den Entwurf des jährlichen Haushaltsplans der Union für das Folgejahr vorgelegt wird.

******
[bookmark: DocEPTmp][bookmark: DocEPTmp2]Der Haushaltsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres, vorzuschlagen, dass das Europäische Parlament seinen Standpunkt in erster Lesung festlegt, indem es den Vorschlag der Kommission übernimmt.
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